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passung der schweizerischen an ausländische Kriegspläne erhöht für die 
Schweiz die Gefahr, in einen Krieg hineingezogen zu werden, ohne dass sie 
selbst schon angegriffen wäre.

e. Die rechtzeitige Organisation des Beizugs ausländischer Hilfsstreitmittel 
kann für die angegriffene Schweiz von entscheidender Bedeutung sein.

7. Schlussfolgerung:
Ob man derartige Hilfeleistungsvereinbarungen, wie sie Cdt. Loriot ange­

tönt hat, bereits im Frieden abschliessen will, hängt letzten Endes davon ab, 
welche Bedeutung man den unter 6. a-d  genannten Punkten gegenüber Punkt 
6. e beimisst.

Wir sind der Auffassung, dass hier die Rücksichten auf die Aufrechterhal­
tung des Vertrauens des Auslandes in unsere absolute Neutralität und die 
Rücksichten auf die militärischen Konsequenzen solcher Abreden unbedingt 
überwiegen müssen, und zwar auch auf die Gefahr hin, dass uns das im gege­
benen Fall vielleicht schwere Nachteile bringen kann. Es ist daher von jeglichen 
Besprechungen in der vorliegenden Angelegenheit strikte Umgang zu nehmen.

Andere Weisung von Ihnen Vorbehalten, werden wir dem französischen 
Luftattaché Cdt. Loriot anlässlich seiner nächsten Vorsprache auf der General­
stabsabteilung mit Hinweis auf die uns durch unsere unbedingte Neutralität 
auferlegte äusserste Zurückhaltung von unserer grundsätzlichen Auffassung in 
dieser Angelegenheit mündlich Kenntnis geben4.

4. A u  sujet de la défense aérienne, cf. aussi N°s 275, note 2; 276 et 304.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, P. Dinichert, 
au Chef de la Division des A  ffaires étrangères 

du Département politique, P. Bonna

L Berlin, 23. April 1938

In Beantwortung Ihres Schreibens vom 13. dieses M onats1 betreffend die 
Wiedereinführung des Visums für Deutsch-Österreicher beehre ich mich Ihnen 
mitzuteilen, dass einer meiner Mitarbeiter daraufhin auftragsgemäss die in dem 
Schreiben des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements vom gleichen 
Tage2 enthaltenen Fragen mit dem zuständigen Sachbearbeiter im Auswärti­
gen Amte, Herrn Geheimrat Rödiger, unter Überreichung der im Durchschlag 
beigefügten Aufzeichnung3 erörtert hat. Der Vertreter des Auswärtigen

1. Non reproduite.
2. Non reproduite.
3. Reproduit ci-dessous en annexe.
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Amtes, der zunächst aus seiner Abneigung gegen die von der Schweiz durchge­
führte Abwehr kein Hehl machte, liess sich im Verlauf des Gesprächs doch 
davon überzeugen, dass diese Abwehr für die Schweiz aus den verschiedenen 
ihm dargelegten Gründen eine unbedingte Notwendigkeit sei und dass es auch 
im wohlverstandenen deutschen Interesse liegen würde, wenn es gelänge eine 
Regelung zu finden, durch die die schweizerische Kontrolle der österreichi­
schen Emigranten sichergestellt werden könnte unter möglichster Beschrän­
kung dieser Kontrolle auf die Personen, gegen die sie sich richtet. Herr Rödiger 
versprach denn auch, sich zwecks einer wohlwollenden Prüfung unseres Anlie­
gens unverzüglich mit den zuständigen inneren Stellen in Verbindung zu setzen.

Was die gegenwärtige Sachlage betrifft, so ergab sich bei dem Gespräch, dass 
in der Tat die Absicht besteht, die deutschen Passvorschriften und die deut­
schen Passform ulare auch in Österreich einzuführen. Wann und in welcher 
Weise dies geschehen wird, ist aber noch ungewiss. Diese Massnahme bedarf 
natürlicherweise einer gewissen Vorbereitung und es wird auch auf jeden Fall 
mit einer längeren Übergangszeit zu rechnen sein. Zur Zeit werden österreichi­
sche Pässe, die abgelaufen sind, im Rahmen der maximalen Gültigkeitsdauer 
von fünf Jahren verlängert. Auch bei der Neuausgabe von Pässen dürften im 
Gebiet des ehemaligen Österreich gegenwärtig noch die österreichischen For­
mulare verwendet werden. Ebenso werden den im Reichsgebiet ansässigen 
Österreichern einstweilen noch die alten Passformulare verlängert, soweit die 
fünfjährige Frist nicht erreicht ist, ausser in Einzelfällen, wo von dritten Staa­
ten (z.B. Holland) wegen der Anerkennung österreichischer Pässe Schwierig­
keiten gemacht worden sind, die übrigens behoben zu sein scheinen durch die 
Erklärung des Auswärtigen Amtes, dass jeder Inhaber eines österreichischen 
Passes jederzeit ins Reichsgebiet zurückkehren könne so gut wie der Inhaber 
eines deutschen Passes. Bei der Neuausstellung von Pässen an Österreicher im 
Reichsgebiet dürften dagegen schon jetzt die deutschen Passformulare zur 
Anwendung kommen.

Darüber, ob eine Lösung sich finden lässt, durch die die Einführung des 
Visums für die deutschen Pässe auf denjenigen Personenkreis beschränkt wer­
den kann, bei dem die Kontrolle notwendig ist, konnte der Vertreter des Aus­
wärtigen Amtes natürlich noch nichts Bestimmtes sagen. Er wies darauf hin, 
dass Deutschland ein Interesse an der Auswanderung dieser Leute habe, wenn 
es auch andererseits niemandem zumuten könne, sie aufzunehmen. Es werde 
darum immerhin nicht gut möglich sein, sie zum voraus gegenüber dem Aus­
land durch ihre Pässe zu kennzeichnen und ihnen dadurch den Weg ins Ausland 
zu erschweren. Auch müsse man befürchten, dass das schweizerische Vorgehen 
Schule mache. Andererseits gab sich Herr Geheimrat Rödiger im Laufe der 
Unterhaltung davon Rechenschaft, dass auch ein deutsches Interesse daran 
bestehe, wenn eine Ansammlung von solchen Emigranten in unmittelbarer 
Nachbarschaft des Reiches vermieden werde, ohne dass dadurch den Emigran­
ten, die die Möglichkeit haben, in dritte Staaten auszuwandern, der Weg über 
die Schweiz versperrt werde. Nicht mit Unrecht wies der Vertreter des Auswär­
tigen Amtes auch darauf hin, dass es einen für Deutschland unerwünschten 
Eindruck erzeugen müsste, wenn die Schweiz eine generelle Sondermassnahme 
für die Bewohner des nun an das Reich angeschlossenen Österreich in der Form
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der Visumspflicht für die Inhaber deutscher Pässe mit Wohnsitz im alten 
Deutsch-Österreich aufrechterhalten würde. Dies wäre geeignet, den zwar fal­
schen Eindruck zu erwecken, als ob gegenüber dem Anschluss noch Vorbehalte 
bestehen bleiben. Gerade diese Überlegung dürfte vielleicht mit dazu beitragen, 
dass die deutschen Behörden bemüht sein werden, zu einer Lösung H and zu 
bieten, durch die ein generelles Visum für die deutschen Pässe von Österrei­
chern vermieden werden kann.

Herr Geheimrat Rödiger stellte meinem M itarbeiter einen weiteren Bescheid 
in Aussicht, sobald die Frage deutscherseits geklärt sei. Inzwischen wird auch 
die Gesandtschaft die Angelegenheit im Auge behalten, deren baldige A bklä­
rung auch deshalb erwünscht ist, weil eine gewisse Gefahr darin besteht, dass 
die Paßstellen versucht sein könnten, österreichischen Emigranten zur Erleich­
terung der Auswanderung in Länder, die die Visumspflicht für österreichische 
Pässe eingeführt haben, schon jetzt deutsche Pässe auszuhändigen.

Lediglich der Vollständigkeit halber möchte ich darauf hinweisen, dass 
durch eine Einführung des Visumszwanges für die in Österreich wohnhaften 
Inhaber deutscher Pässe keine lückenlose Kontrolle mit Bezug auf die Zuwan­
derung österreichischer Emigranten möglich wäre, indem dadurch weder dieje­
nigen, die bereits in einem dritten Staat sich aufhalten, erfasst würden, noch 
jene, die zunächst ihren Wohnsitz nach Deutschland verlegen, um alsdann von 
hier aus mit einem deutschen Pass in die Schweiz einzureisen.

Was die in meinem Ihnen im Durchschlag zugestellten Schreiben vom 7. die­
ses M onats4 an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement enthaltene 
Bemerkung betrifft, dass man sich deutscherseits mit der Frage einer W ieder­
einführung des Visums für Schweizerpässe befasse, so hat sich herausgestellt, 
dass dies nicht zutrifft. Der betreffende Sachreferent im Auswärtigen Amte 
wollte vielmehr lediglich seiner persönlichen Meinung Ausdruck geben, dass 
die schweizerische Massnahme unter Umständen eine entsprechende deutsche 
Gegenmassnahme nach sich ziehen könnte. Dieser Gedanke scheint dann aber 
von den deutschen Behörden nicht näher in Erwägung gezogen worden zu sein. 
Ebensowenig treffe es übrigens zu, dass die Einführung eines deutschen Aus­
reisevisums für Emigranten geplant werde. Dies komme schon deshalb nicht in 
Frage, weil man diesen Elementen die Bemühungen, in einem anderen Land 
Aufnahme zu finden, nicht erschweren wolle.

A N N E X E

La Légation de Suisse à Berlin à l ’Office allemand des A ffa ires extérieures

Copie Berlin, 22. April 1938

A U F Z E I C H N U N G

Mit Wirkung vom 1. dieses M onats hat die Schweizerische Regierung bekanntlich das konsula­
rische Visum für die Inhaber österreichischer Pässe wieder eingeführt. Sie hat es nur mit W iderstre­
ben getan, weil diese Massnahme im Gegensätze zu den Grundsätzen der schweizerischen Auslän-

4. Non reproduite.
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derkontrolle steht und kein Grund vorliegt, die Einreise der Deutsch-Österreicher, die nicht Emi­
granten sind, einer solchen Kontrolle zu unterwerfen. Es wurden darum auch die nötigen Weisun­
gen erteilt, damit alle diejenigen, die in normalen Beziehungen zu Deutsch-Österreich stehen, d. h. 
bei denen es sich nicht um Emigranten handelt, das Visum auf Ansuchen sofort erhalten können. 
Besondere Anordnungen entbanden die Teilnehmer an der Abstimmung vom 10. April überhaupt 
von der Visumspflicht.

Die Schweiz war aber genötigt, das Visum als Abwehrmittel gegen einen Zustrom von Emigran­
ten einzuführen. Abgesehen von der ungünstigen Lage auf dem Arbeitsmarkte schliesst es schon 
der hohe Grad der Überfremdung der Schweiz aus, weitere Flüchtlinge aufzunehmen; sie kann, wie 
stets betont wurde, nur als Transitland in Frage kommen. Es ist daher nicht möglich, neue Flücht­
linge zuzulassen, ohne die Gewähr zu haben, dass sie sich von der Schweiz aus anderswohin wen­
den können. In der kurzen Zeit bis zur Einführung des Visums ist bereits eine nicht unbeträchtliche 
Zahl von Flüchtlingen aus Deutsch-Österreich in die Schweiz gelangt. Die Bundesbehörden haben 
daher bestimmte Weisungen an die Kantone erlassen müssen, damit diese Emigranten zur Weiter­
reise veranlasst werden. Infolge der scharfen Kontrolle durch Italien und Frankreich wird es schon 
viel Mühe kosten, die Ausreise dieser Personen zu erreichen.

Sollten nun künftig den Emigranten, die bisher österreichische Staatsangehörige waren, deut­
sche Pässe ausgestellt werden, so würde die W iedereinführung des Visums für die österreichischen 
Pässe unwirksam. Die schweizerischen Behörden könnten angesichts der Lage, in der sie sich 
gegenüber den Emigranten befinden, unter keinen Umständen zulassen, dass diese ohne Visum 
einer schweizerischen Vertretung im Ausland in die Schweiz einzureisen vermöchten. A uf der 
anderen Seite bestünde kein Grund, die Einreise deutscher Staatsangehöriger, die in normalen 
Beziehungen zum Deutschen Reiche stehen, zu erschweren. Sollten indessen den Emigranten aus 
Deutsch-Österreich inskünftig gleich wie den in normalen Beziehungen zum Staate sich befinden­
den Deutsch-Österreichern deutsche Pässe ausgestellt werden, so sähen sich die schweizerischen 
Behörden gezwungen, das Visum auch für alle Inhaber deutscher Pässe, soweit sie Wohnsitz in 
Deutsch-Österreich haben, wieder einzuführen. Anders wäre es, wenn den Emigranten weiterhin 
österreichische Pässe ausgestellt werden oder deutsche Pässe auf kürzere Zeit als in normalen Fäl­
len. Im letzteren Falle könnte das schweizerische Visum lediglich für die Inhaber von auf kürzere 
als die normale Dauer ausgestellten Pässen vorgeschrieben werden, sofern die schweizerischen 
Behörden über diese Dauer genau informiert würden.

Es liegt unter diesen Umständen der Schweizerischen Regierung viel daran, rechtzeitig über die 
künftige Regelung für die Ausgabe von Pässen genauen Bescheid zu erhalten. Sie hofft, dass die 
Deutsche Regierung zu einer Lösung Hand bieten werde, die es der Schweiz ermöglicht, die Ein­
reise der Emigranten mit Hilfe des Visums unter Kontrolle zu halten und dabei möglichst nur sol­
che Ausländer unter die Kontrolle zu stellen, auf die diese abzielt.
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E 2001 (D) 4/1

Le Ministre de Suisse à Paris, W. Stucki, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L 1 Paris, 23. April 1938

Gestern nachmittag hatte ich Gelegenheit, zuerst mit Herrn Minister Rochat 
und dann, besonders eingehend, mit Herrn Arnal, Direktor der Sektion für den

1. Remarque manuscrite de M otta en tête du document: Im portant. Confirmer et remercier. 
Nous sommes entièrement d ’accord. 27.4.38. M.
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